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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 24/2009

vom:
12.11.2009

Kindergeld:

Verpflichtung des Arbeitgebers des Kindes zur Bescheinigung des 

Arbeitslohnes, usw.

Sehr geehrte Damen und Herren,
nach § 68 Abs. 2 EStG war der Arbeitgeber des Kindes verpflichtet, der Familienkasse auf Verlangen eine Bescheinigung über den Arbeitslohn, einbehaltene Steuern und Sozialabgaben sowie den auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen Freibetrag auszustellen. Diese Vorschrift wurde durch das Jahressteuergesetz 2009 mit Wirkung ab 2009 aufgehoben.

Es sind Fälle bekannt geworden, dass sich der Arbeitgeber des Kindes unter Berufung auf den Wegfall von § 68 Abs. 2 EStG weigert, den Vordruck der Familienkasse „Ausbildungsbescheinigung“ (KG 6) auszufüllen und zu bestätigen.

Hierzu teilen wir – nach Rückfrage beim Bundeszentralamt für Steuern, der Fachaufsicht der Familienkassen – mit, dass der Arbeitgeber des Kindes auch nach dem Wegfall von
§ 68 Abs. 2 EStG weiterhin dem Auszubildenden bzw. dem Kind als Arbeitnehmer gegenüber verpflichtet ist, die Höhe des Arbeitslohnes, usw. für Zwecke des Kindergeldes zu bescheinigen.

Die Antwort des Bundeszentralamtes für Steuern vom 9.10.2009 hat folgenden Wortlaut:

§ 68 Abs. 2 EStG verpflichtete den Arbeitgeber auf Verlangen der Familienkasse eine Bescheinigung über den Arbeitslohn bzw. die Ausbildungsvergütung auszustellen, soweit dies zur Entscheidung über den Kindergeldanspruch erforderlich war, ein Nachweis anderweitig nur schwer zu erlangen und eigene Bemühungen des Antragstellers bzw. des Kindergeldempfängers nicht zum Ziel geführt haben oder keinen Erfolg versprachen (DA-FamEStG 68.3 Abs. 1 i. V. m. 68.2 Abs. 2 Fassung 2004). Eine Ausbildungsbescheinigung enthält neben dem Arbeitslohn u. a. auch Angaben über Sonderzahlungen und über die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung.

Die Aufforderung zur Ausstellung der Bescheinigung durch die Familienkasse hatte in der Praxis nur eine untergeordnete Bedeutung, da die Nachweise vorrangig vom Antragsteller oder vom volljährigen Kind beigebracht werden (§ 68 Abs. 1 EStG, §§ 93 ff Abgabenordnung -AO-).

Mit der Aufhebung der o. g. Vorschrift durch das Jahressteuergesetz 2009 ist diese Bescheinigungspflicht des Arbeitgebers gegenüber der Familienkasse entfallen. Dem Arbeitnehmer (Kind) stehen jedoch nach wie vor aus Fürsorgegründen des Arbeitgebers die Erteilung der entsprechenden Auskünfte über den Arbeitslohn bzw. der sonstigen Angaben und deren Bescheinigung zu.

Im Rahmen der Sachverhaltsaufklärung bestimmen die Familienkassen Art und Umfang der Ermittlungen (§ 88 AO). Im Regelfall kann davon ausgegangen werden, dass die Angaben des Berechtigten vollständig und richtig sind. Die Familienkasse kann den Angaben des Berechtigten Glauben schenken, wenn nicht greifbare Umstände vorliegen, die darauf hindeuten, dass seine Angaben falsch oder unvollständig sind (DA-FamEStG 67.3.1 Abs. 1 Fassung 2009).

Kommt der Berechtigte bzw. das Kind seinen Mitwirkungspflichten nicht nach, ist grundsätzlich wegen Nichtfeststellbarkeit der Anspruchsvoraussetzungen der Antrag auf Kindergeld abzulehnen bzw. eine bestehende Kindergeldfestsetzung aufzuheben. Wirkt der Berechtigte in der Prognose mit, ändern sich die der Prognose zugrunde gelegten Einkünfte und Bezüge aber maßgeblich, bietet § 70 Abs. 4 EStG die Möglichkeit, die Festsetzung zu korrigieren.

Der Arbeitgeber kann im Ausnahmefall nach § 93 Abs. 1 Satz 3 AO durch die Familienkasse um Auskunft ersucht werden, wenn die Sachverhaltsaufklärung über die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder mangels Erfolgsaussichten zwecklos erscheint (DA-FamEStG 67.4.1 Abs. 3 Fassung 2009).

Praxishinweise:

1. Zur Vorgehensweise:
Falls der Arbeitgeber des Kindes die Bescheinigung des Arbeitslohnes usw. auch nach den oben genannten rechtlichen Hinweisen weiterhin verweigert und die Familienkasse danach im Prognoseverfahren das Kindergeld ablehnt, empfehlen wir, das Kindergeld nach Ablauf des Kalenderjahres im Rahmen der abschließenden Prüfung der Einkünfte und Bezüge geltend zu machen. Nach Ablauf des Jahres können der Arbeitslohn, usw. des Kindes anhand der Lohnsteuerbescheinigung nachgewiesen werden.

2. Verfahrensrechtliches:
Ein bestandskräftiger Kindergeld-Ablehnungsbescheid im Prognoseverfahren kann nach
§ 70 Abs. 4 EStG geändert und Kindergeld festgesetzt werden, wenn sich nach Ablauf des Jahres herausstellt, dass die Einkünfte und Bezüge des Kindes entgegen der Annahme bei der Prognose den Grenzbetrag unterschreiten. § 70 Abs. 4 EStG ist aber nur dann anzuwenden, wenn nachträglich bekannt wird, dass die Einkünfte und Bezüge der Höhe nach den Grenzbetrag unterschreiten. Eine andere rechtliche Beurteilung gegenüber der Prognose
z. B. zum Abzug bestimmter Aufwendungen als Werbungskosten fällt nicht unter § 70 Abs. 4 EStG. In diesem Fall muss der Prognose-Ablehnungsbescheid angefochten werden.
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









